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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
durch den Vorsitzenden Richter Dr. Krohn sowie die Richter 
Dr. Engelhardt, Dr. Werp, Dr. Rinne und Dr. Wurm 
am 11. Juli 1991 
gemäß § 554 b ZPO

beschlossen:

Die Revision des Klägers gegen das 
Urteil des 11. Zivilsenats des 
Schleswig-Holsteinischen Oberlandes­
gerichts in Schleswig vom 20. Septem­
ber 1990 - 11 U 90/87 - wird nicht 
angenommen.

Der Kläger trägt die Kosten des Revi­
sionsverfahrens (§ 97 Abs. 1 ZPO).

Streitwert: 157.500 DM
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G r ü n d e

Die Rechtssache hat keine grundsätzliche Bedeutung.
Die Revision bietet auch im Ergebnis keine Aussicht auf Er­
folg.

1. Soweit der Kläger Auskunft darüber verlangt, welche 
Honoraransprüche die Beklagte gegenüber dem Krankenhaus 

erfüllt hat (Klageantrag zu 1) , kann dahinstehen, 
ob dem Berufungsgericht darin zu folgen ist, daß das Klage­
vorbringen der erforderlichen Substanz entbehrt, weil - wie 
das Berufungsgericht meint - der Kläger unter den gegebenen 
Umständen schon im Rahmen des Auskunftsbegehrens im einzel­
nen hätte darlegen und notfalls beweisen müssen, die Be­
klagte habe gegenüber dem Krankenhaus vorschriftswidrig ab­
gerechnet. Denn der geltend gemachte Auskunftsanspruch 
steht dem Kläger jedenfalls aus einem anderen Grunde nicht 
zu.

Der Kläger hat die Beklagte mit Schreiben vom 
17. April 1985 aufgefordert, "Auskunft über alle Leistungen 
zu erteilen, die Sie ab September 1979 gegenüber dem Kran­
kenhaus l O m  wegen ambulanter Krankenhaus-Sachleistungen 
erbracht haben, die Röntgenleistungen für ambulante Patien­
ten zum Gegegenstand hatten, und die nicht durch die jewei­
ligen Zulassungsbeschlüsse des Zulassungsausschusses für 
Arzte in Schleswig-Holstein gedeckt waren." Die Beklagte 
hat darauf unter dem 13. Mai 1985 u.a. geantwortet, ihre 
Ermittlungen hätten ergeben, daß lediglich in sehr geringem 
Umfang Honorarforderungen des Krankenhauses im Rahmen soge­
nannter ambulanter Krankenhaus-Sachleistungen befriedigt
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worden seien; darunter befänden sich nur 102 Röntgenlei­
stungen. Diese sind in dem Schreiben im einzelnen ange­
führt. Damit hat die Beklagte den etwaigen Auskunftsan­
spruch des Klägers schon vorprozessual erfüllt, soweit es 
um die Abrechnung von Honorarforderungen gegenüber dem 
Krankenhaus ging. Zweifel, des Klägers an der inhaltlichen 
Richtigkeit und Vollständigkeit berechtigten ihn nicht, von 
der Beklagten in diesem Punkt eine weitere Auskunft zu ver­
langen; vielmehr ist er insoweit auf den Anspruch auf Abga­
be der eidesstattlichen Versicherung (SS 259 Abs. 2, 260 
Abs. 2, 261 BGB) beschränkt (BGH Urteil vom 8. Mai 1961 
-II ZR 205/59 - LM ZPO § 254 Nr. 6; Staudinger/Selb BGB 
12. Auf1. § 259 Rn. 16 m.w.Nachw.).

2. Soweit der Kläger Auskunft darüber begehrt, welche 
Honorarsprüche die Beklagte gegenüber Dr. B ^ p  erfüllt hat 
(Klageantrag zu 2), hat das Berufungsgericht den Beteili­
gungsbeschluß des Zulassungsausschusses vom 13. Febru­
ar 1980 dahin ausgelegt, daß er auch diejenigen ambulanten 
radiologischen Leistungen einschließe, die nicht in den Be­
reichen Strahlentherapie, Katheterangiographie, Angiogra­
phie und computertomographische Untersuchungen des Ganzkör­
pers einschließlich des Schädels erbracht worden seien. 
Dieser Auslegung schließt sich der Senat an. Der Revision 
ist allerdings zuzugeben, daß die BeSchlußformel als solche 
auch die Deutung zuläßt, die Beteiligung des Dr. B ^ ^  solle 
sich, soweit es um Überweisungen durch Krankenhausärzte 
geht, auf radiologische Leistungen in den vier ausdrücklich 
genannten Bereichen beschränken. Jedoch ist - wie das Beru­
fungsgericht zutreffend ausführt - den Gründen des Be­
schlusses hinreichend deutlich zu entnehmen, daß eine sol-
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che Beschränkung nicht gewollt war, Dr. B ^ ^  vielmehr auch 
beteiligt sein sollte, soweit auf die Überweisung von Kran­
kenhausärzten hin radiologische Leistungen außerhalb der 
genannten Bereiche zu erbringen waren.

War danach die vom Kläger beanstandete Abrechnungspra­
xis hinsichtlich der von Dr. B ^ ^  erbrachten radiologischen 
Leistungen durch den Beteiligungsbeschluß vom 13. Febru­
ar 1980 gedeckt, so scheidet ein Amtshaftungsanspruch, des­
sen Vorbereitung das Auskunftsbegehren dienen soll, inso­
weit aus. Die Rechtswirksamkeit des Beschlusses als solche 
wird von der Revision nicht in Zweifel gezogen. Die Frage, 
ob in diesem Zusammenhang die Beachtung der Rechtsvor­
schriften über die Beteiligung zumindest auch den Indivi­
dualinteressen der - im Einzelfall nicht unmittelbar betei­
ligten - Kassenärzte dient (vgl. dazu BSG SozR 2200 § 368 b 
RVO Nr. 4), stellt sich hier daher ebensowenig wie die wei­
tere Frage, ob die Beklagte angesichts der von ihr prakti­
zierten Abrechnungsweise in der Lage wäre, die begehrte 
Auskunft "unschwer" zu erteilen (dazu Senatsurteil BGHZ 81, 
21, 24 f).
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3. Auch sonst weist das angefochtene Urteil keinen ent­
scheidungserheblichen Rechtsfehler zum Nachteil des Klägers 
auf.

Krohn Engelhardt Werp
Rinne Wurm
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